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Mensch, der meist unverschuldet
in Armut gerät, ist einer zuviel. Zu-
dem muss er dann erst einmal be-
weisen, dass er wirklich arm ist, be-
vor er auf staatliche Hilfe hoffen
kann. Die bei vielen in dieser Situa-
tion oft gar nicht ausreicht, um die
Lebenshaltungskosten bezahlen
zu können. Ständig steigende Kos-
ten verschlimmern die Lage der
Betroffenen dann aber noch mehr
und machen die Armut noch grö-
ßer. Diese Zustände sind eines So-
zialstaats unwürdig. Gott sei Dank
gibt es viele Hilfsaktionen, wo in
Einzelfällen dann Menschen aus
der schlimmsten Not geholfen wer-
den kann. Diese Aktionen sind aber
eigentlich ein Armutszeugnis für
ein soziales Gemeinwesen.
Peter-Michael Posch, Heilbronn

sich als enorme Energiefresser dar.
Aber die sorgen offenbar für gutes
CO2 – dienen diese doch der Um-
satzförderung.
Gerhard Schmidberger,

Heilbronn

Unwürdige Zustände
Zur Diskussion um Armut in
Deutschland.
Der Armutsbericht zeigt es wieder
sehr deutlich: Die Schere zwischen
Reich und Arm klafft mehr und
mehr auseinander. Auch wenn es in
Ländern wie Baden-Württemberg
und Bayern vermeintlich noch die
wenigsten Armutsfälle in Deutsch-
land gibt, ist dies keine Statistik,
auf die man in Politik und Gesell-
schaft stolz sein kann. Denn jeder

anstaltung wird der Gewinner des
Hauptpreises von einer Million er-
mittelt.
Robert Merz, Bretzfeld

Unangetastet
Zum Artikel „Neue Öfen braucht das
Land“, 20. Februar.
Die Küchengeräte als Bösewicht
fürs Klima. Neue Richtlinien sollen
da abhelfen. Wie wär‘s vielleicht,
einfach weniger überflüssige Gerä-
te herzustellen (Kaffee kann auch
bequem im Privathaushalt nach
Großmutterart von Hand per Filter
gebrüht werden)? Aber die ganz di-
cken Dinger bleiben weiterhin un-
angetastet, wie Urlaubsbilligflie-
ger, Kreuzfahrtschiffe und Schnee-
kanonen. Gerade letztere stellen

Mit Gewinnspiel locken
Zum Artikel von Wilfried Werner
„Wider die Wahlmüdigkeit“, 20.2.
Die Bundeszentrale für politische
Bildung soll einen Gewinn von einer
Million Euro ausloben, der unter al-
len Teilnehmern der Wahl verlost
wird. Das wird die Wahlbeteiligung
ganz deutlich steigern. Und ist so-
mit sehr gut angelegtes Geld. Man
könnte sich auch ein mehrstufiges
Verfahren vorstellen: Am Abend
wird in jedem Wahllokal ein Wähler
ausgelost, der dann zu einer Veran-
staltung in seinem Wahlkreis ein-
geladen wird. Unter diesen Teilneh-
mern wird in jedem der 299 Wahl-
kreise eine Person ausgelost, die
dann zu einer Veranstaltung in Ber-
lin eingeladen wird. Bei dieser Ver-
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Eulen von Athen. Zeichnung: Horst Haitzinger
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Bittere Wahrheit
bellen. Er wird wieder behaupten,
dass das alles nicht stimme, dass
sein Entwurf das Ei des Kolumbus
darstelle und die anderen ja alle kei-
ne Ahnung haben. Dass in der Bun-
destagsdebatte am vergangenen
Donnerstag ein CSU-Abgeordneter
allen Ernstes die bloße Erstellung
eines Mautkonzeptes als ungewöhn-
liche und bemerkenswerte Leistung
herausstrich, „mit der ja niemand
gerechnet hätte“, grenzt schon an
politisches Kasperletheater.

So bleibt die Frage, wann endlich
mit der Wahrheit rausgerückt wird.
Mautsysteme in anderen Ländern
funktionieren nur, weil alle einzah-
len – auch zusätzlich zu einer Kfz-
Steuer. Genau darauf läuft es auch
hierzulande hinaus. Das ist nicht po-
pulär, daher sagt es natürlich nie-
mand. Noch dazu, da die irrwitzige
Möglichkeit besteht, irgendwann
der EU die Schuld dafür zu geben.
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Ein Gutachten der EU zeigt: Die
Mautpläne der Regierung versto-
ßen gegen europäisches Recht.

Von Sascha Sprenger

So langsam wird es Zeit für einen
Dankesbrief aus Berlin in Richtung
Brüssel. Denn man kann der EU ja
viel vorwerfen – aber nicht, dass sie
nicht versucht, Bundesverkehrsmi-
nister Alexander Dobrindt dabei zu
helfen, Fehler bei der Einführung ei-
ner Pkw-Maut zu vermeiden. Gera-
de hat sie ihm gesagt: Junger
Freund, wenn du an diesen Stellen
nicht nachbesserst, wird dein Ge-
setz hier schneller kassiert, als du
das Wort Infrastrukturabgabe auch
nur aussprechen kannst.

Aber statt eines Dankesbriefes
und einer vernünftigen Aufarbei-
tung des Themas (inklusive der
Möglichkeit, die Maut in dieser
Form zu den Akten zu legen), wird
der getroffene Hund wieder zurück-

Strategische Neubesinnung
Ursula von der Leyen stoppt die
Ausmusterung von Kampfpanzern
der Bundeswehr.

Von Wilfried Werner

Zurück in die Zukunft. So könnte
man die neue Wendung der Verteidi-
gungsministerin salopp umschrei-
ben. Die Bundeswehr plant wieder
mit mehr Kampfpanzern und macht
geplante Verschrottungen rückgän-
gig. Zwar ist das Heer damit immer
noch weit von dem entfernt, was
einst die Kampfstärke zu Zeiten des
Kalten Krieges ausmachte. Aber
dennoch ist es ein Signal nach innen
und außen. Die Ursprungsaufgabe,
für die die Bundeswehr einst ge-
gründet wurde, rückt wieder in den
Vordergrund. Und die heißt Landes-
verteidigung und Verteidigung der
Nato-Bündnisgrenzen.

Dies ist natürlich der Entwick-
lung um die Ukraine und Russland
und dem neoimperialen Gebaren in
der dritten Amtszeit von Wladimir

Putin geschuldet. Dies hat zumin-
dest die Schatten des Kalten Krieges
wieder hervorgerufen. Darauf muss
die Bundeswehr reagieren.

Schrieben wir heute noch 2010
und hätten schon die Ukraine-Krise
– die Wehrpflicht wäre vielleicht nie
abgeschafft worden. Denn diese war
ein Kind des Kalten Krieges. Auch
wäre die drastische Truppen- und
Standortreduzierung wohl nicht in
dem Maße erfolgt wie geschehen.

Die neue Wendung kann freilich
nicht heißen, nun das Kind mit dem
Bade auszuschütten. Trotz geänder-
ter Bedrohungslage besteht zur Pa-
nik kein Anlass. Eines aber dürfte
schon jetzt klar sein: An einem höhe-
ren Verteidigungsetat, schwarze
Null hin oder her, kommt Berlin
nicht vorbei. Und nicht nur wegen
der Pannen und Peinlichkeiten, die
im vorigen Jahr den Ruf einer vor-
mals schlagkräftigen Truppe nach-
haltig beschädigt haben.
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Kleine Schwächen
Die Rekordzahlen bei VW erzählen
nicht die ganze Geschichte. Der
Konzern muss Fehler bereinigen.

Von Jürgen Strammer

Es ist mehr als nur ein symbolischer
Akt, dass Porsche-Chef Matthias
Müller in den Vorstand des Volkswa-
gen-Konzerns aufrücken darf. Dort
trifft er auf seinen Audi-Kollegen Ru-
pert Stadler – und dort gehören bei-
de auch hin. Schließlich sind es Audi
und Porsche, die den VW-Konzern
durch schwierige Zeiten bringen.

Denn die Rekordzahlen, die am
Freitag für 2014 vorgelegt wurden,
sind etwas trügerisch. Ohne die bei-
den Töchter und ohne das weiterhin
sehr gute Geschäft in China würden
die Schwächen des Konzerns offen-
sichtlich werden. Der Autobauer ist
zwar weit davon entfernt, auch nur
im entferntesten gefährdet zu sein –
ganz im Gegensatz zu den einstigen
Konkurrenten aus Frankreich oder

Italien –, aber mancher Fehler der
Vergangenheit wird offensichtlich.
Im Glanze des Erfolgs wurden Pro-
duktivität und Effizienz bei der
Kernmarke VW wohl etwas ver-
nachlässigt. Mehr jedenfalls als bei
den beiden erfolgreichen Töchtern.

Die verschiedenen Baukastensys-
teme in der Produktion haben zu-
dem noch nicht die erhofften Effek-
te bei den Kosten gebracht. So muss
nun grundsätzlich gespart werden,
um wieder auf eine Rendite zu kom-
men, die Spielraum für den Weg zum
größten Autobauer der Welt lässt.
Da jedoch der Betriebsrat im VW-
Konzern mehr mitreden darf als bei
anderen Unternehmen, dürften pla-
kative Maßnahmen auf Kosten der
Mitarbeiter ausgeschlossen sein.

Es spricht trotzdem kaum etwas
dagegen, dass der Konzern die Hür-
den nehmen wird – und bis dahin
müssen die Töchter helfen.
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von Menschen mit großzügigen
Schecks. Zynischer geht es nicht
mehr. Und Europa? Schaut nicht nur
zu, sondern ist der Urheber dieser
menschenunwürdigen Praxis. Und
Deutschland, das sich ja seit gerau-
mer Zeit als die Führungsnation Eu-
ropas geriert, schaut nicht zu, son-
dern schaut weg.

Falscher Vergleich Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière
(CDU), der auch im nationalen Inte-
resse in der europäischen Innenmi-
nisterkonferenz endlich dafür ein-
treten müsste, dass es zu einem ge-
rechten Verteilerschlüssel für
Flüchtlinge auf die Mitgliedsländer
und – genauso wichtig – zu europa-
weit gültigen Mindeststandards bei
der Unterbringung und Behandlung
von Flüchtlingen kommt: Dieser In-
nenminister lamentiert und räso-
niert stattdessen über das Kirchen-
asyl und setzt es in einem abenteuer-
lichen Vergleich mit der Scharia
gleich. Im Namen der Scharia wer-
den Menschen die Hände abge-
hackt, mit Stockschlägen traktiert,
gehängt und geköpft. Wohingegen
die katholische und evangelische
Kirche mit dem Kirchenasyl in
höchst verantwortungsvoller Weise
die christlichen und europäischen
Werte Solidarität und Nächstenliebe
vorbildlich praktizieren.

Und solange sich der Innenminis-
ter auf europäischer Ebene bei die-
sem drängenden Thema wegduckt,
solange kann man die Kirchen nur
ermutigen, dieses vorbildliche En-
gagement fortzusetzen.

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

Pro-Aktiv Die Ukraine und Grie-
chenland sind beides europäische
Themen, die Schlagzeilen machen.
Im Windschatten davon: das euro-
päische Thema Flüchtlingspolitik,
bei dem der inflationär gebrauchte
Begriff Skandal noch zu schwach
ist, um die Ignoranz des verfassten
Europa und seiner Mitgliedsländer,
vorne dran unser eigenes Land, zu
beschreiben. Das Mittelmeer ist im-
mer noch, und seit dem Auslaufen
des italienischen Hilfsprogramms
Mare Nostrum, in dem die italieni-
sche Marine pro-aktiv Flüchtlinge
von Flüchtlingsbooten gerettet hat,
wieder verstärkt der nasse Friedhof
der Wagenburg Europa.

Das Drama der letzten Woche,
bei dem wieder mehr als 200 Flücht-
linge ertrunken sind, ist das letzte
schlimme Unglück, das nicht das
Letzte bleiben wird. Und Europa?
Vergießt protokollarisch ein paar
Krokodilstränen und schaut ansons-
ten untätig zu. Keine Bemühung, ge-
schweige denn ein ernsthafter Ver-
such, das einigermaßen wirksame
Hilfsprogramm der Italiener und ih-
rer Marine unter Aufteilung der
Kosten von Europa zu übernehmen.

Rechtswidrig Statt dessen steckt
man Millionensummen in die Auf-
rüstung der europäischen Grenzpo-
lizei Frontex, die nicht wie vorgese-
hen die grenzüberschreitende Kri-
minalität (einschließlich der Schlep-
perkriminalität) bekämpft. Sondern
ihre Hauptaufgabe zunehmend da-
rin sieht, die Flüchtlinge zu bekämp-
fen und in gesetzwidriger Weise da-
ran zu hindern, ihre Asylanträge zu
stellen, worauf sie ein Recht haben.
Statt dessen in Bulgarien, Griechen-
land, Spanien in vielen Fällen die di-
rekte rechtswidrige Rückschaffung.
Und wenn die Flüchtlinge es gegen
alle polizeilich-militärische hochge-

rüstete Technik der Frontex auf eu-
ropäischen Boden geschafft haben,
dann werden sie in den Flüchtlings-
lagern dieser Länder schlechter be-
handelt, als es in den Tierschutzge-
setzen festgeschrieben ist.

Fragwürdig Menschenwürde ist in
diesem Zusammenhang ein Fremd-
wort. Europa schaut nicht nur zu,
sondern zementiert diese kontinu-
ierliche Verletzung von Menschen-
rechten durch das Abkommen Dub-
lin III. In dem ist geregelt, dass
Flüchtlinge in dem Land bleiben
müssen oder in das Land rückge-
schafft werden, in dem sie angekom-
men sind.

Kein Wunder, dass die Eintritts-
länder, nachdem Europa eine Ge-
samtverantwortung nicht über-
nimmt, mit tätiger Mithilfe die Men-
schen in die nordeuropäischen Län-
der weiterziehen lassen. Damit
nicht genug. Frontex organisiert
ebenso jenseits von Gesetz und
Recht die Rückschaffung von
Flüchtlingen in die Ukraine, wo sie
dann in Gefängnissen über Monate
hinweg zwangsinhaftiert werden.
Frontex bezahlt dieses Verschieben

Das Elend der Flüchtlingspolitik
Politisches Quintett

Von Rezzo Schlauch

Flüchtlinge, die sich in überfüllten Boo-
ten übers Meer wagen, sorgen immer
wieder für Dramen. Foto: dpa

Der Steuerbonus für Gebäudedäm-
mung wurde gekippt:

Welche Blamage. Statt ihre Aktions-
pläne zum Klimaschutz und zum ef-
fizienten Einsatz von Energie voran-
zutreiben, legt die Koalition eine
Bruchlandung hin. Die Steuerquel-
len sprudeln, der Staat erzielt hohe
Überschüsse. Und trotzdem gelingt
es nicht, einen vergleichsweise klei-
nen Betrag von einer Milliarde Euro
im Jahr für die steuerliche Förde-
rung von Gebäudesanierungen lo-
ckerzumachen. Die Verantwortung
dafür trägt CSU-Chef Horst Seeho-
fer, dem es wichtiger war, die Ab-
setzbarkeit von Handwerker-Rech-
nungen zu verteidigen.

Die Bundesregierung fährt in Sa-
chen Klimaschutz einen Schlinger-
kurs. Vor exakt zwei Jahren wurde
der milliardenschwere Steuerbonus
für das Dämmen von Häusern aufge-
stockt – jetzt wurde die Klimaschutz-
maßnahme wieder kassiert. Heute
hü und morgen hott, heißt offenbar
das umweltpolitische Konzept der
Bundesregierung. Das kommt ei-
nem politischen Offenbarungseid
gleich. Dabei gibt es viele gute
Gründe für die Förderung der ener-
getischen Gebäudesanierung.

Mit solcher Wendigkeit mag Horst
Seehofer unangenehmem Streit aus
dem Weg gehen, doch mit seinem
Veto in Sachen Dämmung schadet
er der Energiewende massiv: Es
fehlt schlicht an Planungssicherheit
für wichtige Investitionen. Hausbe-
sitzer werden sich kaum dazu
durchringen, mit einer Sanierung zu
beginnen, wenn die Rahmenbedin-
gungen nicht feststehen. Ein Stand-
bein des Projekts ist damit mehr be-
droht denn je.

Dass Bayerns Ministerpräsident die
Errichtung neuer Stromtrassen in
Bayern – der er bereits zugestimmt
hatte – hintertreibt, mag seinem
maßlosen Populismus geschuldet
sein. Dass er aber nun die geplante
steuerliche Absetzbarkeit energeti-
scher Gebäudesanierungen ohne
vernünftigen Grund zu Fall ge-
bracht hat, das lässt sich nur damit
erklären, dass der Seehofer-Horst in
der Koalition mal wieder die Mus-
keln spielen lassen musste.

Keiner wird auch nur einen Cent in-
vestieren, wenn er nicht weiß, ob die
verkündeten Maßnahmen auch
wirklich umgesetzt werden und die
vereinbarten Ziele morgen noch gel-
ten. Dann warten alle erst einmal ab.
Insofern hat Seehofer mit seinem
Veto weit mehr blockiert als nur eine
einzelne Idee. Er trifft den Kern der
Regierungspolitik im Energiesek-
tor, und damit auch die Kanzlerin
und den Vizekanzler.


